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Umfassend und praxisnah
erläutert der bewährte Handkommentar das VwVG und das 
VwZG. Dabei werden auch die Vollstreckungs- und Zustel-
lungsgesetze der Länder einbezogen. Zusätzlich werden die 
Vollstreckungsvorschriften der AO sowie das europäische 
Zustellungs- und Vollstreckungsrecht kommentiert.

Aktuell in der Neuauflage
Änderungen des VwZG durch: 

	� Postrechtsmodernisierungsgesetz v. 15.7.2024
	� Kreditzweitmarktförderungsgesetz v. 22.12.2023
	� PersonengesellschaftsrechtsmodernisierungsG (MoPeG) 
	� G zur Neuregelung des Berufsrechts der anwaltlichen und 

steuerberatenden Berufsausübungsgesellschaften sowie 
zur Änd. weiterer Vorschriften im Bereich der rechtsbera-
tenden Berufe 
	� Vormundschafts- und Betreuungsrechts-ReformG 

Änderungen des VwVG durch:

	� PersonengesellschaftsrechtsmodernisierungsG (MoPeG) 
	� G zur Verbesserung des Schutzes von Gerichtsvollziehern 

vor Gewalt sowie zur Änd. weiterer zwangsvollstreckungs-
rechtl. Vorschriften und zur Änd. des InfektionsschutzG

Berücksichtigt wurden auch zahlreiche Änderungen im Voll-
streckungs- und Zustellungsrecht der Länder. Sorgfältig 
eingearbeitet wurde die aktuelle Rechtsprechung und Litera-
tur zum Verwaltungsvollstreckungs- und -zustellungsrecht.

Vorteile auf einen Blick

	� Standardwerk mit renommierten Autoren

	� Handlichkeit: Zustellungs- und Vollstre-
ckungsrecht in einem Band

	� gutes Preis-Leistungs-Verhältnis

	� perfekte Ergänzung zu Kopp/Schenke, 
VwGO und Kopp/Ramsauer, VwVfG

Fazit: Ein hervorragender Handkommentar, der zur Grund-
ausstattung jeder Verwaltungsbehörde und der Bibliotheken 
an (Fach-)Hochschulen gehört.

Reg.-Dir. G. Haurand, Bielefeld, in: DVP 3/18, zur Vorauflage
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Rechtsprechung 
 
In dieser Rubrik werden Leitsätze von Ge-
richtsentscheidungen nach Eingang in der Re-
daktion abgedruckt. 
 

EuGH: Sanktionen wegen Nichterfüllung von 
Integrationsanforderungen. Art. 34 RL 2011/ 
95/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13.12.2011 über Normen für die 
Anerkennung von Drittstaatsangehörigen  
oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch 
auf internationalen Schutz, für einen einheit-
lichen Status für Flüchtlinge oder für Perso-
nen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und 
für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes 
ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen 
Regelung nicht entgegensteht, die Personen, 
denen internationaler Schutz zuerkannt wor-
den ist, verpflichtet, eine Integrationsprüfung 
zu bestehen, sofern: bei der Durchsetzung die-
ser Pflicht die besonderen Bedürfnisse und die 
Gegebenheiten der Situation dieser Personen 
sowie die besonderen Integrationsschwierig-
keiten, denen sie sich gegenübersehen, tat-
sächlich berücksichtigt werden können; die 
für das Bestehen dieser Prüfung verlangten 
Kenntnisse auf einem angemessenen Niveau 
festgelegt werden, ohne über das hinauszuge-
hen, was erforderlich ist, um die Integration 
dieser Personen in die Gesellschaft des Auf-
nahmemitgliedstaats zu fördern; jede Person, 
der internationaler Schutz zuerkannt worden 
ist, von der Pflicht zum Bestehen dieser  
Prüfung befreit wird, falls sie in Anbetracht 
der Lebensbedingungen und der Umstände, 
durch die ihr Aufenthalt im Aufnahmemit-
gliedstaat gekennzeichnet ist, nachweisen 
kann, dass sie bereits tatsächlich in dessen Ge-
sellschaft integriert ist. Art. 34 ist hingegen 
dahin auszulegen, dass er dem entgegensteht, 
dass das Nichtbestehen einer solchen Prüfung 
systematisch mit einer Geldbuße geahndet 
wird und diese Geldbuße derart hoch sein 
kann, dass sie für die betreffende Person in 
Anbetracht ihrer persönlichen und familiären 
Situation eine unangemessene finanzielle Be-
lastung darstellt. Art. 34 RL 2011/95 ist da-
hin auszulegen, dass er einer nationalen Rege-
lung entgegensteht, nach der Personen, denen 
internationaler Schutz zuerkannt worden ist, 
sämtliche Kosten der Integrationskurse und -
prüfungen selbst tragen; die Tatsache, dass 
diese Personen von den Behörden ein Darle-
hen erhalten können, um diese Kosten zu be-
streiten, und ihnen die Darlehensschulden er-
lassen werden, wenn sie ihre Integrationsprü-
fung innerhalb der vorgesehenen Frist 
bestehen oder innerhalb dieser Frist von der 
Integrationspflicht ausgenommen oder be-
freit werden, vermag an der Unvereinbarkeit 
dieser Regelung mit Art. 34 nichts zu ändern 
(Urt. v. 4.2.2025 – C-158/23). 
 
VerfGH BW: Verfassungswidrige Versagung 
des Zugangs zu bei der Bußgeldbehörde vor-
handenen Informationen. Aus dem Recht auf 
ein faires Verfahren folgt grundsätzlich ein 

Anspruch auf Zugang zu den nicht bei der 
Bußgeldakte befindlichen, aber bei der Buß-
geldbehörde vorhandenen Informationen (hier: 
Wartungs- und Reparaturunterlagen). Es  
handelt sich nicht um eine Frage der gericht-
lichen Aufklärungspflicht, sondern der Ver- 
teidigungsmöglichkeiten des Betroffenen (vgl. 
BVerfG (3. Kammer des Zweiten Senats) NJW 
2021, 455 = NVwZ 2021, 327 Ls.; VerfGH 
BW NZV 2023, 214; Fortführung der Recht-
sprechung) (Urt. v. 27.1.2025 – 1 VB 36/22). 
 
BVerwG: Erteilung einer sektoralen Heilprak-
tikererlaubnis (Podologie). Einer ausgebilde-
ten Podologin kann die Heilpraktikererlaub-
nis beschränkt auf den Bereich der Podologie 
erteilt werden (Urt. v. 29.8.2024 – 3 C 4.23). 
 
BVerwG: Weitere Angaben zur Kennzeich-
nung von Arzneimitteln. Die Angabe, das Arz-
neimittel sei frei von einem bestimmten Stoff, 
steht vorbehaltlich besonderer Regelung in 
Widerspruch zu dem System der arzneimittel-
rechtlichen Pflichtangaben. Sie ist weder auf 
dem Behältnis und der äußeren Umhüllung 
noch in der Packungsbeilage oder der Fachin-
formation eine zulässige weitere Angabe iSd 
§ 10 I 5, § 11 I 7, § 11a I 6 AMG (Urt. v. 
10.10.2024 – 3 C 28.22). 
 
VGH Mannheim: Anordnung zur Minderung 
der von Holzkohlegrill eines Restaurants aus-
gehenden Rauch- und Geruchsemissionen. Im 
Fall, dass Anwohner seit Jahren einer unzu-
mutbaren Situation ausgesetzt sind, in der  
sie durch erhebliche Geruchsbelästigungen in 
ihrem Eigentum und bzw. oder Besitz beein-
trächtigt werden und gerade nicht auf die 
Möglichkeit des Selbstschutzes verwiesen wer-
den können, besteht regelmäßig ein besonde-
res Interesse an einer alsbaldigen Minderung 
der Belästigungen. Demgegenüber hat das  
Suspensivinteresse des Betreibers einer nicht 
genehmigungsbedürftigen Anlage zurückzu-
stehen; er kann der Anordnung zur Verminde-
rung der durch seine Anlage verursachten 
Rauch- und Geruchsemissionen bis zum 
rechtskräftigen Abschluss des Hauptsachever-
fahrens auf unterschiedliche Weise nachkom-
men (Beschl. v. 19.8.2024 – 10 S 232/24). 
 
OVG Saarlouis: Ablehnung der Einstellung in 
den gehobenen Polizeivollzugsdienst mangels 
gesundheitlicher Eignung. Werden Stellen zu 
regelmäßig wiederkehrenden Zeitpunkten 
ausgeschrieben und besetzt, so erlischt der Be-
werbungsverfahrensanspruch aufgrund sei-
ner Verfahrensabhängigkeit grundsätzlich mit 
dem Verstreichen des Einstellungszeitpunktes 
und der Besetzung der Stellen durch andere 
Bewerber (Anschluss an BVerwGE 136, 140 = 
NJW 2010, 3592). Von einer Vorwegnahme 
der Hauptsache ist auszugehen, wenn dem 
Antragsgegner aufgegeben werden soll, den 
Antragsteller vorläufig als Beamter auf Wi-
derruf einzustellen bzw. in das Bewerbungs-
verfahren um die Einstellung in den gehobe-
nen Polizeivollzugsdienst unter Beachtung der 
Rechtsauffassung des Gerichts einzubeziehen. 
Der Einstellungsbewerber trägt die materielle 

Beweislast für die erforderliche Eignung; er ist 
mit dem Risiko der Nichterweislichkeit seiner 
gesundheitlichen Eignung belastet (Anschluss 
an BVerwG 11.4.2017 – 2 VR 2.17, BeckRS 
2017, 108616 Rn. 13 mwN). Der medizini-
schen Bewertung durch einen Polizeiarzt 
kommt grundsätzlich besonderes Gewicht zu 
(Anschluss an OVG Münster 10.11.2021 –  
1 E 869/20, BeckRS 2021, 34116 mwN); frei-
lich gilt dieser grundsätzliche Vorrang der  
polizeiärztlichen Einschätzung nicht uneinge-
schränkt (Beschl. v. 28.10.2024 – 1 B 174/24). 
 
OVG Münster: Tierschutzrechtliche Auflage 
gegenüber Hundeschule. Die Erlaubnis zum 
Betrieb einer Hundeschule kann nicht mit der 
Auflage verbunden werden, den Impfschutz 
der teilnehmenden Hunde zu kontrollieren 
(Beschl. v. 11.10.2024 – 20 A 1550/20). 
 
OVG Münster: Verspäteter Antrag auf Zulas-
sung der Berufung. Bei der Nutzung des BeA 
hat der Rechtsanwalt auch zu überprüfen,  
ob die Rechtsmittelschrift an das richtige  
Gericht übermittelt worden ist. Diese Sorg-
faltsanforderung hat er selbst zu erfüllen, 
wenn er persönlich die Versendung der frist-
wahrenden Schriftsätze übernimmt (Beschl. v. 
8.11.2024 – 9 A 2178/24). 
 
OVG Lüneburg: Baugenehmigung ohne er-
forderliche Sondernutzungserlaubnis. Wird 
eine Baugenehmigung erteilt, ohne dass eine 
erforderliche Sondernutzungserlaubnis gem. 
§ 18 I 2 NdsStrG vorliegt, ist die Baugeneh-
migung als Schlusspunkt des Zulassungsver-
fahrens rechtswidrig, weil sie die Vereinbar-
keit mit dem gesamten öffentlichen Baurecht 
gem. § 70 I 1 NdsBauO feststellt, ohne dass 
diese tatsächlich vorliegt. Denn das in § 18 I 
2 NdsStrG geregelte präventive Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt ist öffentliches Baurecht 
iSd § 2 XVII NdsBauO, soweit es als sonstige 
Vorschrift des öffentlichen Rechts Anforde-
rungen an bauliche Anlagen stellt bzw. die  
Bebaubarkeit von Grundstücken regelt. Die 
Erteilung der Baugenehmigung ohne eine  
erforderliche Sondernutzungserlaubnis kann 
Rechte dritter Anlieger nur verletzen, soweit 
das Straßenrecht ihnen solche gewährt. Ein 
Abwehrrecht gegenüber einer Sondernutzung 
steht dem Nachbarn hiernach nur zu, wenn 
der notwendige Zugang zur Straße abge-
schnitten oder zumindest erheblich erschwert 
wird. Ein Anschlussverbot an Verkehrsflächen 
gem. § 9 I Nr. 11 BauGB bedarf einer aus-
drücklichen planerischen Festsetzung (Beschl. 
v. 8.11.2024 – 1 ME 110/24). 
 
OVG Koblenz: Mitbenutzungsvereinbarung 
und Mitbenutzungsentgelt nach § 22 IV, VII 
2 VerpackG. Zur Geltendmachung des Mit-
benutzungsentgelts nach § 22 IV VerpackG. 
Zu den Voraussetzungen für die Erteilung ei-
ner Abschlussvollmacht für den gemeinsamen 
Vertreter nach § 22 VII 2 VerpackG. Wird die 
Mitbenutzung der Sammlung nach § 22 IV  
1–3 VerpackG wirksam eingefordert, so ge-
hören die Regelungen zum Mitbenutzungs-
entgelt nach § 22 IV 4 ff. VerpackG zum Kern 

Die Textausgabe

enthält alle wichtigen Rechtsvorschriften 
zum Umweltrecht:

 UmweltverträglichkeitsprüfungsG 
 EMAS-VO (EU)  UmweltauditG  Umweltin-
formationsG  UmweltschadensG  Bun-
desnaturschutzG  TierschutzG  Bundes-
BodenschutzG  WasserhaushaltsG 
 KreislaufwirtschaftsG  Bundes-Immissi-
onsschutzG  Bundes-KlimaschutzG  Bun-
des-KlimaanpassungsG  Treibhausgas- und 
Brennstoff-EmissionshandelsG  AtomG 
 GebäudeenergieG  EnergieeffizienzG 
 WärmeplanungsG  Erneuerbare-Ener-
gienG 2023  StromsteuerG  ChemikalienG 
 GentechnikG  Umwelt haftungsG  Umwelt-
straftaten  Umwelt-RechtsbehelfsG.

Jetzt wieder aktuell

Die Neuauflage bringt die Textsammlung 
auf den Stand 1. Januar 2025.

Berücksichtigt werden u.a. Änderungen 
des UStatG, UVPG, BNatSchG, der IZÜV, 
des BImSchG, der 9. und 12. BImschV, des 
KSG, GEG, EEG 2023, LNGG, der ChemVer-
botsV.
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Für den schnellen  
Zugriff aufs Umweltrecht.

Kompakte Textausgabe mit einem ausführ-
lichen Sachverzeichnis und einer Einführung 
von Prof. Dr. Peter-Christoph Storm
35. Auflage. 2025. XXXIX, 1811 Seiten.  
Kartoniert € 22,90
(dtv-Band 5533) | Neu im März 2025
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